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BESCHÄFTIGUNG

Gewerkschaften möglich, denen als Repräsentanten
der „economie dominante" im Euroland eine lohnpoli-
tische Tarifführerschaft zukommen wird. Die Verhinde-
rung eines weiteren Lohnsenkungswettbewerbs wird
letztendlich allerdings nur durch eine „Europäisie-
rung" der Tarifpolitik durchzusetzen sein. „Europäisie-
rung" bedeutet dabei keineswegs - wie oft unterstellt
- die Einführung europaweiter Tarifverhandlungen.
Schon im Flächenstaat Deutschland gibt es solche
nationalen Tarifverhandlungen nicht, auf europäischer
Ebene machen diese Vorstellungen noch weniger
Sinn. Es geht vielmehr um eine europäische
Koordinierung der nationalen Tarifpolitiken, die einer-
seits den länderspezifischen Unterschieden Rech-

17 P. B o u r d i e u : Die Sachzwänge des Neoliberalismus. Die Utopie
einer grenzenlosen Ausbeutung wird Realität, in: Le Monde
Diplomatique (deutsche Ausgabe) Nr. 548"Kvom 13.3.1998, S. 3.
18 Th. S c h u l t e n , a.a.O., Tabelle 2, S. 488.

nung trägt, zugleich aber eine wettbewerbsorientierte
Lohnstückkostensenkung vermeidet19. In diesem
Sinne haben jüngst die Gewerkschaften aus
Deutschland und den Benelux-Staaten in ihrer
„Doorner Erklärung" eine Rückkehr zu einer produkti-
vitätsorientierten Lohnpolitik gefordert20. Ob die Ge-
werkschaften zukünftig tatsächlich in der Lage sein
werden, ihr originäre Aufgabe einer Begrenzung des
lohnpolitischen Wettbewerbs auf europäischer Ebene
zu rekonstruieren, muß bisweilen als offene Frage an-
gesehen werden.

19 Zu den institutionellen und (gewerkschafts-)politischen Voraus-
setzungen einer solchen Strategie vgl. Th. S c h u l t e n : Perspektiven
nationaler Kollektivvertragsbeziehungen im integrierten Europa, in:
B. K o h l e r - K o c h (Hrsg.): Regieren in entgrenzten Räumen, PVS-
Sonderheft 29/1998, im Erscheinen.
20 Th. S c h u l t e n : Trade unions in the BeNeLux-countries and
Germany in favour of dose transnational co-ordination of collective
bargaining policy in the European Monetary Union, European
Industrial Relations Observatory (EIRO), EIROnline Oktober 1998,
http://www.eiro.eurofound.ie/servlet/ptconvert7de9810278f.

Angela Schürfeld

Lohndumping in der EWU - geht ein
Gespenst um in Europa? - eine Erwiderung

Arne Heise und Thorsten Schulten vertreten ihn
ihrem Beitrag die These eines Lohnsenkungs-

wettbewerbs in der Europäischen Wärungsunion und
versuchen, die Argumentation gegen ein solches
lohnpolitisches Szenario zu entkräften. Zudem führen
sie empirische Daten an, die die Existenz eines
Lohnsenkungswettbewerbs anzeigen sollen.

Zunächst ist anzumerken, daß die Verständlichkeit
der Ausführungen von Heise und Schulten darunter
leidet, daß viele Begrifflichkeiten ohne jegliche Erläu-
terung oder Abgrenzung in den Raum gestellt werden.
So bleibt unklar, was unter einem Lohnsenkungswett-
bewerb, Lohndumping oder einem lohnpolitischen
Wettbewerb (auch manchmal wettbewerbsorientierte
Lohnpolitik genannt) nun genau verstanden wird.
Vermutlich bezeichnen alle Begriffe dasselbe, da sie -
wie der Leser implizit annehmen muß - als Synonyme
verwendet werden.

Angela Schürfeld, 29, Dipl.-Volkswirtin, ist wis-
senschaftliche Mitarbeiterin am Wirtschaftspoliti-
schen Seminar an der Universität zu Köln.

Schwerwiegender erscheint demjenigen, der sich
zumindest ansatzweise in der umfangreichen wissen-
schaftlichen Literatur zur makroökonomischen Wir-
kungsweise verschiedener Lohnverhandlungssysteme1

eingelesen hat, daß auch die Begriffe Korporatismus
bzw. „concession bargaining", Kontrolle und Koordi-
nierung bei der Lohnfindung durcheinandergeraten
und nicht klar inhaltlich voneinander abgegrenzt wer-
den. Schließlich stellt eine korporatistische Lohnpoli-
tik eine Form der lohnpolitischen Koordinierung bzw.
Kontrolle dar. Hier werden Lohnverhandlungen auf
zentraler Ebene vorgenommen und mit großem Gel-
tungsbereich vereinbart. Dabei nimmt neben den
Sozialpartnern häufig auch der Staat Einfluß auf das
Verhandlungsergebnis. Dieses reflektiert den Kon-
sens aller Beteiligten und berücksichtigt gesamtwirt-
schaftliche Gegebenheiten2.

In ihrem Beitrag erkennen Heise und Schulten je-
doch gerade in der korporatistischen Lohnpolitik ei-
nen Auslöser für den befürchteten und bereits jetzt
festgestellten Lohnsenkungswettbewerb, da in „kor-
poratistischen Wettbewerbspakten" Lohnzurückhal-
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BESCHÄFTIGUNG

tung vereinbart wird und zudem durch diese Form der
Absprache - unter Regierungseinbezug - die Macht-
ressourcen der Gewerkschaften geschwächt würden,
eine produktivitätsorientierte oder gar expansive
Lohnpolitik durchsetzen zu können3. Hier wird implizit
unterstellt, daß die Sozialpartner gemeinsam mit der
Regierung ein lohnpolitisches Ergebnis vereinbaren,
das dem eigenen Land einen Wettbewerbsvorteil ver-
schafft, dies jedoch wiederum zu Lasten der anderen
Länder in der Währungsunion. Somit handele es sich
um ein „Dumping".

Lohnzurückhaltung und
Beschäftigungsausweitung

Ohne den von den Autoren recht unkritisch und
häufig verwendeten, in der Literatur jedoch stark um-
strittenen Begriff des Dumpings zu diskutieren, muß in
diesem Zusammenhang auf eine Widersprüchlichkeit
in der Argumentation von Heise und Schulten hinge-
wiesen werden. So negieren die Autoren grundsätz-
lich den positiven Zusammenhang von Lohnzurück-
haltung und Beschäftigung, gestehen aber hier ein,
daß durch Lohnzurückhaltung Wettbewerbsvorteile
realisiert werden, die letztlich in einem Mehr an Pro-
duktion und Beschäftigung münden. Allerdings wird
dann schnell wieder auf die gegebene Menge an
Arbeitsplätzen, die negativen Wohlfahrtseffekte für die
anderen Länder und den daraus resultierenden Kampf
um den unerreichbaren Sieg im Nullsummenspiel ver-
wiesen, der die Lohnzurückhaltung zum degenerati-
ven Prozeß werden läßt, bei dem alle verlieren. Meiner
Kritik an dieser Annahme widmen sich die Autoren in
ihrem Beitrag nicht.

Auch Jürgen Kromphardt widerspricht in seinem
Beitrag der These eines positiven Zusammenhangs

1 Vgl. hierzu z.B. L. C a l m f o r s , J. D r i f f i l l : Bargaining Structure,
Corporatism and Economie Performance, in: Economie Policy, Vol. 6,
1988, S. 14-61.; M. B r u n o , J. S a c h s : The Economics of World-
wide Stagflation, Oxford 1985, Kapitel 11; R. F r e e m a n : Labour
Market Institutions and Economie Performance, in: Economie Policy,
Vol. 6, 1988, S. 64-80. R. L a y a r d , St. N i c k e i l , R. J a c k m a n :
Unemployment. Macroeconomic Performance and the Labour
Market, Oxford 1991, S. 129-137.
2 Vgl. C. S c h n a b e l : Korporatismus, zentralisierte Tarifverhand-
lungen und makroökonomische Performance, in: Zeitschrift für
Wirtschaftspolitik, Jg. 42, Heft 3, 1993, S. 260; L C a l m f o r s ,
J. D r i f f i l l , a.a.O., S. 24-25.
3 Allerdings stützen die Autoren an anderer Stelle wiederum die
These der Aufrechterhaltung der Gewerkschaftsmacht innerhalb der
Europäischen Währungsunion, wenn sie schreiben: „Nun wollen wir
aber keinesfalls behaupten, daß ein weiterer Dreh an der derzeit exi-
stierenden lohnpolitischen Abwärtsspirale unvermeidlich sei. Gerade
in jüngster Zeit läßt sich in einigen europäischen Ländern auf Seiten
der Gewerkschaften ein wachsender Widerstand gegen die vorherr-
schende Form des lohnpolitischen „Concession' Bargaining" beob-
achten."

zwischen Lohnzurückhaltung und Beschäftigungs-
ausweitung. Er konstatiert, daß sich „(...) aus der
Empirie keine Stütze für die Argumentation finden
(läßt), daß Lohnzurückhaltung zu mehr Beschäftigung
führt." Im Gegenteil wäre die Lohnzurückhaltung der
letzten Jahre - zumindest in Deutschland - nicht in ei-
ner höheren Beschäftigung gemündet. Zur Unterstüt-
zung dieser Aussage zeigt Kromphardt für Deutsch-
land, Frankreich und die USA mit Hilfe von
Schaubildern Kennzahlen für Lohnzurückhaltung und
den Beschäftigungsgrad auf.

Zunächst wäre darauf hinzuweisen, daß neben den
sowohl von Heise als auch von Kromphardt kritisier-
ten Untersuchungen-von Lehment (1991,1993)4 sowie
Lehment und Läpp (1997)5 weitere Studien vorliegen,
die den von mir unterstellten positiven Zusammen-
hang zwischen Lohnzurückhaltung und Beschäfti-
gung stützen6. Insbesondere wurde der meiner Argu-
mentation zugrundeliegende theoretische Zusam-
menhang, daß die Arbeitsnachfrage negativ von den
Arbeitskosten abhängt, durch explizite Schätzungen
von Arbeitsnachfragefunktionen für verschiedene
westeuropäische Länder aufgezeigt7. Nahezu alle
Schätzungen ergaben negative Reallohnelastizitäten.

Darüber hinaus ist anzumerken, daß die von
Kromphardt betrachteten Größen nicht unproblema-
tisch sind. Zunächst gibt der Beschäftigungsgrad
(dargestellt als Differenz zwischen einer hundertpro-
zentigen Vollbeschäftigung und der standardisierten
Arbeitslosenquote) keine Auskunft über die Beschäf-
tigungsentwicklung in der Volkswirtschaft. Auch wenn
die Arbeitslosenquote gleich bleibt, kann bei einem
entsprechenden Anstieg der Erwerbspersonen eine
Ausweitung der Beschäftigung erreicht worden sein.
Um den Quotienten von Reallohn und Arbeitsproduk-
tivität als Indikator für Lohnzurückhaltung darzustel-

4 H. L e h m e n t : Lohnzurückhaltung, Arbeitszeitverkürzung und Be-
schäftigung. Eine empirische Untersuchung für die Bundesrepublik
Deutschland 1973-1990, in: Die Weltwirtschaft, Heft 2, 1991, 72-85;
H. L e h m e n t : Bedingungen für einen kräftigen Beschäftigungs-
anstieg in der Bundesrepublik Deutschland - Zur Tarifpolitik der kom-
menden Jahre, in: Die Weltwirtschaft, Heft 3, 1993, S. 302-310.
5 H. L e h m e n t , S. L ä p p : Lohnzurückhaltung und Beschäftigung
in Deutschland und in den Vereinigten Staaten, in: Die Weltwirtschaft,
Heft 1, 1997, S. 67-83.
6 Verwiesen sei hier z.B auf eine Studie von W. K lau der ,
R Schnur , G. Z i k a : Wege zu mehr Beschäftigung, lABwerkstatt-
bericht Nr. 5, Nürnberg, 1996.
7 Vgl. hierzu W. F ranz : Arbeitsmarktökonomik, 3. Aufl., Berlin,
1996, S. 160 ff.; OECD: The OECD Jobs Study, Paris 1994;
St. N i c k e l l , J. S y m o n s : The Real Wage-employment Relation-
ship in the United States, in: Journal of Labor Economics, Nr. 8,1990,
S. 1-15.
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len, zieht Kromphardt die Lohnquote heran. Diese bil-
det den Anteil der Einkommen aus unselbständiger
Arbeit am Volkseinkommen ab. Auch hier wird die
Entwicklung der Erwerbstätigen jedoch nicht berück-
sichtigt, der Beschäftigungseffekt von Lohnverände-
rungen wird außer Acht gelassen. So wäre es denk-
bar, daß die Lohnsumme sinkt, da Arbeitsplätze
wegfallen und insgesamt weniger Beschäftigte ein
Einkommen beziehen, obwohl möglicherweise Lohn-
steigerungen durchgesetzt wurden. Umgekehrt muß
als Folge von Lohnzurückhaltung die Lohnsumme
nicht zwingend sinken, nämlich dann nicht, wenn auf-
grund der Lohnmindersteigerung mehr Personen be-
schäftigt werden8. Vor diesem Hintergrund weisen sin-
kende Lohnquoten auch nicht unbedingt auf einen
Lohnsenkungswettbewerb hin, wie bei Heise und
Schulten unterstellt. Ebensowenig dienen sie als
zwingender Indikator für eine massive Umverteilung
von Arbeitnehmern hin zu Gewinneinkommen, da ein
Rückgang des Anteils der Bruttoeinkommen aus un-
selbständiger Arbeit am Volkseinkommen auch z.B.
durch neue Einkommensquellen von Arbeitnehmern
oder mehr selbständige Tätigkeit erklärt werden
kann9.

Darüber hinaus kann die Feststellung einer defla-
tionären Entwicklung im Euroland bei Heise und
Schulten anhand der Produzentenpreisentwicklung
nicht überzeugen. Hier sind die Kausalitäten keines-
wegs eindeutig. So können sinkende Produzenten-
preise, die lediglich die Preise handelbarer Güter
berücksichtigen, auch über den gestiegenen interna-
tionalen Wettbewerb oder andere Kosteneinsparun-
gen (z.B. durch technischen Fortschritt) erklärt wer-
den. Sie beinhalten hingegen nicht, inwiefern eine
Verteuerung der nicht-handelbaren Güter (Dienst-
leistungen) das allgemeine Preisniveau erhöht. Dies
ist jedoch signifikant und führt zu dem Schluß, daß ei-
ne Deflation im Sinne eines Rückgangs des allgemei-
nen Preisniveaus bislang nicht zu erkennen ist10. Die
Veränderung von Preisrelationen aufgrund einzelner

8 Vgl. hierzu die Ausführungen bei N. Ber t h o l d , R. Fehn , E.
T h o d e : Fallende Lohnquote und steigende Arbeitslosigkeit: Ist das
„Ende der Bescheidenheit" die Lösung?, in: WIRTSCHAFTSDIENST,
78. Jg. (1998), H. 12, S. 736-742.
9 Vgl. o.V: Lohnquote - als Kompaß unbrauchbar, in: iwd Nr. 50,
1998, S. 6-7. Wenn angebotsseitig argumentiert wird, müßten die für
den Arbeitgeber relevanten Arbeitskosten (Produzentenlöhne), nicht
hingegen die Nettoverdienste (Konsumentenlöhne) betrachtet wer-
den. Eine Lohnzurückhaltung würde dann erst vorliegen, wenn die
Produzentenlöhne sinken. Im Zeitraum von 1994 bis 1998 gingen die
Konsumentenlöhne zwar um 1,9% zurück, gleichzeitig stiegen jedoch
die Produzentenlöhne um 8,3% (vgl. Sachverständigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Vor weitrei-
chenden Entscheidungen, Jahresgutachten 1998/99, Stuttgart 1998,
Ziffer 424).

96

Güterpreisveränderungen ist jedoch geldpolitisch und
realwirtschaftlich unerheblich11.

Arbeitslosigkeit: strukturelle Ursachen

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sollte nach
Meinung von Heise und Schulten als makroökonomi-
sches Problem begriffen werden. So vermuten sie bei
der Negierung meiner Argumentation in der mikroöko-
nomischen Betrachtung des Arbeitsmarktproblems
die größte Fehlerquelle. Immerhin geben auch sie zu:
„Handelt es sich bei der Arbeitslosigkeit tatsächlich
um ein Allokationsproblem (...), dann dürfte die be-
schriebene Lohnzurückhaltung eine erfolgverspre-
chende Therapie sein - und ein Lohnsenkungswett-
lauf in Europa wäre tatsächlich unwahrscheinlich."
Aus ihrer Sicht - dabei berufen sie sich auf sämtliche
makroökonomisch orientierten Wissenschaftler - liegt
jedoch der Kern des Arbeitsmarktproblems genau hier
nicht begründet, sondern beruht auf dem ebenfalls
althergebrachten Argument einer mangelnden effekti-
ven Nachfrage12.

Die Argumentation von Heise und Schulten kann
wohl so gedeutet werden, daß gemäß ihrer Meinung
über eine expansive bzw. produktivitätsorientierte
Lohnpolitik im Euroland ein Anstieg der effektiven
Nachfrage erreicht würde, der dann eine Produktions-
und Beschäftigungsausweitung induziert und das
Beschäftigungsproblem löst. In diesem Zusammen-
hang müßte natürlich auf die wirtschaftspolitischen
Gefahren einer expansiven Lohnpolitik sowie die
Schwächen der Kaufkräfttheorie des Lohnes einge-
gangen werden13 - doch diese sollten mittlerweile hin-
reichend bekannt sein, und schließlich sprechen sich
die Autoren ja auch eher für eine produktivitätsorien-
tierte Lohnpolitik aus. Vielmehr verwundert hingegen,
daß sich die Autoren als makroökonomische Wis-
senschaftler verstehen, jedoch das Konzept der
QERU (quasi-equilibrium-rate of unemployment) in
Frage zu stellen scheinen.

Gerade in der neueren Makroökonomie sind nach
diesem theoretischen Konzept die Determinanten der
Gleichgewichtsunterbeschäftigung als strukturell defi-
niert14. Natürlich ist auch die effektive Nachfrage für
die unternehmerische Produktionsentscheidung von

10 Vgl. hierzu die kritischen Ausführungen in der von den Autoren be-
nannten Quelle o.V: Singing the Deflationary Blues, in: The
Economist, Vol. 349, Nr. 8089, 10. 10. 1998, S. 111-112 und S. 152.
11 Vgl. Sachverständigenrat, a.a.O., Ziffer 279.
12 Auch Kromphardt betont, daß im wesentlichen die Absatzerwar-
tungen die Nachfrage nach Arbeit bestimmen.
13 Vgl. z.B. Sachverständigenrat, a.a.O., Ziffer 425.
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Bedeutung und geht als eine Bestimmungsgröße in
die aggregierte Preissetzung bzw. Arbeitsnachfrage-
funktion der Unternehmen ein. Dennoch ergibt sich
die Höhe der Beschäftigung schließlich aus vielen
exogenen und endogenen Einflußfaktoren, die struk-
tureller Natur sind und durch die Organisation der
Faktor- und Gütermärkte determiniert werden15. Ins-
besondere in neueren Untersuchungen herrscht weit-
gehender Konsens darüber, daß die unfreiwillige
Arbeitslosigkeit in den meisten OECD-Staaten und
somit auch in der Europäischen Union in erster Linie
auf strukturelle Ursachen zurückzuführen ist16. Der
zweiten grundlegenden Komponente der Arbeitslosig-
keit, der konjunkturellen Unterbeschäftigung, wird
hingegen nur ein geringer Stellenwert zugesprochen.
Diese These wird durch empirische Erkenntnisse über
eine steigende Arbeitslosigkeit trotz hoher Kapazitäts-
ausweitung sowie durch einen zunehmenden Mis-
match auf dem Arbeitsmarkt gestützt17. Auch der An-
stieg der inflationsstabilen gleichgewichtigen Arbeits-
losenquote (NAIRU) in vielen europäischen Ländern,
bzw. ihr Verharren auf recht hohem Niveau in Relation
zur gesamten Arbeitslosigkeit, weist in diese Rich-
tung18. Überraschenderweise geben Heise und Schul-
ten schließlich auch in ihrem Beitrag zu, daß eine
„strukturelle Gewalt der Arbeitslosigkeit" existiert. Wie
diese jedoch allein über einen Anstieg der effektiven
Nachfrage überwunden werden kann, bleiben die
Autoren zu erklären schuldig.

Regionale Anforderungen an die Lohnpolitik

Eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik - wie sie
von allen drei Autoren gefordert wird - wirft wiederum
die Frage der zugrundegelegten Produktivität auf.

14 Vgl hierzu z.B. R. L a y a r d , St. N i c k e i l , R. J a c k m a n ,
a.a.O.; A. L i n d b e c k : Unemployment and Macroeconomics,
London 1993; St. N i c k e l I : Unemployment: Questions and Some
Answers, in: The Economie Journal, Vol. 108, (Mai) 1998, S. 802-816.
15 Diese werden auch in der Analyse von Hörn et al. berücksichtigt;
vgl. G. A. H ö r n , W. S c h e r e m e t , R. Z w i e n e r : Rahmenbedin-
gungen für den Arbeitsmarkt in einer erfolgreichen Wirtschafts- und
Währungsunion der EU-Mitgliedstaaten, Gutachten im Auftrage des
Bundesministerium für Wirtschaft, mimeo, 1997, S. 50-55.
16 Vgl. hierzu z.B. R. J a c k m a n : Unemployment and Wage Ine-
quality in Advanced Industrial (OECD) Countries, in: R. K h a n , M.
M u q t a d a (Hrsg.): Employment Expansion and Macroeconomic
Stability under Increasing Globalisation, Basingstoke 1997, S. 26-64.;
A. L i n d b e c k : The West European Employment Problem, in: Welt-
wirtschaftliches Archiv, Bd. 132, Heft 4, 1996, S. 609-637; OECD:
Economie Outlook, Nr. 63, Paris 1998, S. 172-176.
17 Vgl. R. Fehn : Der strukturell bedingte Anstieg der Arbeitslosigkeit
in Europa, Baden-Baden 1997, S. 23-36.
18 Vgl. OECD: Implementing the OECD Jobs Strategy, Paris 1997.
19 Hier trafen sich im September 1998 Gewerkschaftsvertreter der
Benelux-Staaten, Deutschlands und Frankreichs (und damit der Kern-
währungsunion), die gemeinsame produktivitätsorientierte Lohnver-
handlungsstrategien anstreben.

Den Ausführungen von Heise und Schulten folgend
soll hier den regionalen Divergenzen Rechnung getra-
gen werden. Vor diesem Hintergrund befürworten sie
länderübergreifende Absprachen über produktivitäts-
orientierte Lohnentwicklungen wie sie in Doorn ge-
tätigt wurden19. Allerdings ist zu vermuten, daß die
dort anwesenden Gewerkschaften länderübergrei-
fend ihre Forderungen an den Verhandlungsergebnis-
sen der deutschen Metallindustrie - als nunmehr in-
ternationalen Lohnführer - ausrichten werden, womit
jedoch nicht den regionalen Divergenzen Rechnung
getragen würde20. Diese Vermutung bestätigt sich
durch öffentliche Ankündigungen von deutscher Ge-
werkschaftsseite, daß bei künftigen Lohnverhandlun-
gen die Produktivitätsentwicklungen in der gesamten
EU berücksichtigt werden sollen, nicht hingegen die
regional differenzierte Produktivität21.

Hier erkennen Heise und Schulten selbst ein Tri-
lemma zwischen den verschiedenen Anforderungen,
denen die Lohnpolitik in der Europäischen Währungs-
union gerecht werden muß. „Einerseits muß die
Lohnpolitik die spezifischen regionalen bzw. betriebli-
chen Umstände in Rechnung stellen (...). Andererseits
muß die Lohnpolitik verhindern, daß es zu einem re-
gionalen bzw. betrieblichen Unterbietungswettlauf
kommt (...). Schließlich muß die Lohnpolitik zwischen
Systeminteressen (...) und Mitgliederinteressen der
Verbände (...) vermitteln." Das festgestellte Trilemma
soll nun - so der Vorschlag von Heise und Schulten -
über eine Kontrolle gelöst werden, die vermutlich
durch eine übergeordnete Institution ausgeführt wer-
den müßte. Die wichtigen Fragen, wie diese Kontrolle
zu gestalten ist und was sie genau leisten kann, um
die einzelnen Problemfelder des Trilemmas zu über-
winden, werden weder gestellt noch beantwortet.
Völlig unklar bleibt, wie durch eine Kontrolle auf zen-
traler Ebene den betrieblichen Umständen Rechnung
getragen werden könnte.

Anstatt zu diesen Aspekten Stellung zu nehmen,
umgehen die Autoren eine genauere Problembetrach-
tung, indem sie in ihren folgenden Ausführungen das
skizzierte Trilemma zunächst auf ein Dilemma reduzie-
ren und nur noch das Spannungsfeld zwischen den
regionalen Anforderungen an die Lohnpolitik einer-
seits und der Vermeidung eines Lohnsenkungswett-
bewerbs andererseits betrachten und schließlich nur
noch letzteres als originäre Aufgabe der Lohnpolitik

20 Vgl. R. Tay lo r : Euro Comparisons May Bring New Wage Claim
System, in: Financial Times, 13. 10. 1998, S. 3.
21 Vgl. hierzu das Zitat von Harald Schartau in o.V.: IG Metall blickt
über die Grenzen, in: Handelsblatt, Nr. 170, 4./5. 9. 1998, S. 7.
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hervorheben. Hier drängt sich die Vermutung auf, daß
die zuvor definierten Systeminteressen (Stabilitäts-
ziele) sowie auch die Unternehmerinteressen nun den
Mitgliederinteressen zum Opfer gefallen sind.

Wettbewerbsorientierte Lohnpolitik erforderlich

Der eher mikroökonomischen, wettbewerbsorien-
tierten Argumentation zufolge würde sich das Tri-
lemma gerade über den Wettbewerb lösen. Zunächst
bestünde aus dieser Sicht keine Gefahr für einen
Lohnsenkungswettbewerb22. Das verbleibende Dilem-
ma wäre dann so zu lösen, daß via Arbeitsmarktord-
nung die Gewichtung von System- und Mitglieder-
interessen verändert wird. Der Wettbewerb am
Arbeitsmarkt würde zunehmen, wodurch automatisch
regionale Gegebenheiten Berücksichtigung fänden.
Vor diesem Hintergrund fällt es schwer, in dem Begriff
einer wettbewerbsorientierten Lohnpolitik etwas
Furchteinflößendes zu erkennen. Ganz im Gegenteil
stellt gerade diese einen wichtigen Bestandteil funk-
tionierender Märkte dar. Die Vermutung stärkt sich,
daß die Motivation für ein Mehr an Kontrolle aus der
Angst vor gerade diesem Wettbewerb resultiert.

Wie auch auf anderen Märkten kann eine zuneh-
mende Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt durch

Kartellierung und sonstige koordinierte Absprachen
ausgehebelt werden. Dabei besteht jedoch immer die
Gefahr der Instabilität des Kartells, die positiv mit der
Kartellgröße korreliert ist. Hier stellt sich die Frage, in-
wiefern diese ohnehin recht umstrittene Strategie zum
langfristigen „Erfolg" der Währungsunion beitragen
kann. So waren die „Niedriglohnländer" der Europäi-
schen Währungsunion nicht bei dem Treffen in Doorn
vertreten. Sie haben vermutlich wenig Anreize, lohn-
politischen Leitlinien zuzustimmen, denen sie im oh-
nehin schwierigen Konvergenzprozeß Rechnung tra-
gen müßten23. Zudem stehen die Euroländer auch
weiterhin dem Rest der Welt, den sie sicherlich nicht
in ein Lohnkartell einbinden können, als Handelskon-
kurrenz gegenüber. Vor diesem Hintergrund wäre aber
gerade eine wettbewerbsorientierte Lohnpolitik gefor-
dert, um in. langer Sicht den übergeordneten Stabili-
tätszielen Rechnung zu tragen.

22 Vgl. A. S c h ü r f e l d : Droht ein Lohnsenkungswettbewerb in der
Europäischen Währungsunion?, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 78. Jg.
(1998), H. 9, S. 543-549.
23 Möglicherweise ließen sie sich durch versprochene Transferzahlun-
gen zur Teilnahme überreden. Doch damit sind wiederum neue
Probleme verbunden, auf die an dieser Stelle nicht weiter eingegan-
gen werden soll.

Arne Heise

Gefährliches Lohndumping oder heilsbringen-
der Lohnwettbewerb? - einige Klarstellungen

Angela Schürfelds Antwort an ihre Kritiker1 zeigt die
Kommunikationsschwierigkeiten innerhalb der

geisteswissenschaftlichen Professionen: (1) Statt auf
unsere dezidierte Kritik an ihrem recht einseitigen
ökonomischen Weltbild einzugehen, werden Positio-
nen aufgebaut und uns zugeschoben, die dann mit
flotter Eloquenz zurückgewiesen werden können. (2)
Damit gelangt die Autorin dann in die gewünschte
Angriffsposition, die es ihr erlaubt, von den Schwach-
stellen der eigenen Argumentation abzulenken. Dies
aber wollen wir ihr nicht durchgehen lassen:

(1) Bereits im ersten Satz unterstellt uns Schürfeld
fälschlicherweise, wir verträten „...die These eines
Lohnsenkungswettbewerbs in der Europäischen

Währungsunion und versuchen, die Argumentation
gegen ein solches lohnpolitisches Szenario zu ent-
kräften." Mitnichten vertreten wir diese These, son-
dern wir zeigen die Gefahren eines solchen Lohnsen-
kungswettbewerbs auf und untersuchen, unter
welchen Bedingungen es nicht dazu kommen muß.
Tatsächlich hat sich die von Schürfeld angebotene
Argumentation dabei als wenig hilfreich erwiesen.
Stimmt also schon der Aufhänger für Schürfelds Ant-
wort nicht, so verwundert es wenig, daß auch der fol-
gende Schluß daneben geht: „Die Argumentation von
Heise und Schulten kann wohl so gedeutet werden,
daß gemäß ihrer Meinung über eine expansive bzw.
produktivitätsorientierte Lohnpolitik im Euroland ein
Anstieg der effektiven Nachfrage erreicht würde, der
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